
Welches Ausmaß die Beschäftigung von Widerrufs­
und Hilfsrichtern annimmt, verrät uns ebenfalls G. Mül­
ler an dem besonders krassen Beispiel des Landes 
Hessen, in dem im Jahre 1949 auf 400 beschäftigte Rich­
ter nur ein einziger auf Lebenszeit ernannter Richter 
kam10).

So werden die westdeutschen Richter in einer Lage 
gehalten, in der sie um ihre Beförderung und um die 
Existenz überhaupt bangen sollen. Und leider haben 
diese Maßnahmen auch den von der Adenauerregierung 
gewünschten Erfolg, wie die westdeutsche Justizpraxis 
zeigt; denn überwiegend sehen die westdeutschen Rich­
ter den Ausweg nicht in der Bekämpfung dieser gesetz­
widrigen, unerträglichen Verhältnisse, sondern in 
Unterwürfigkeit und Dienstfertigkeit. In dieser wirt­
schaftlichen Abhängigkeit liegt eine der Hauptursachen 
für die wachsende Uniformierung und Faschisierung der 
westdeutschen Rechtsprechung, sie ist die Ursache 
dafür, daß die Exekutive es immer unverhüllter wagt, 
den Richtern Weisungen zu erteilen.

Eine derartige Zerstörung der richterlichen Unab­
hängigkeit — das erkennt man in Bonn sehr genau — 
bedarf der ideologischen Vorbereitung, um den Richter 
daran zu gewöhnen, seine Entscheidungen auf andere 
Grundlagen als das Gesetz zu stellen. Zur Beseitigung 
der Bindung des Richters an das Gesetz knüpft man 
auch in dieser Frage an die erzreaktionäre Praxis des 
ehemaligen Reichsgerichts an, das in seinem berüchtig­
ten Urteil vom 4. November 1924 das Recht und die 
Pflicht des Richters proklamierte, die Verfassungs­
mäßigkeit von Gesetzen zu prüfen.

In Westdeutschland herrscht heute infolge der Be­
mühungen der imperialistischen Rechtsideologen die 
Ideologie des sog. „überpositiven Rechts“ oder „Natur­
rechts“, an dem der Richter jede Rechtsnorm zu messen 
und auf ihre Gültigkeit zu prüfen habe. Dieses angeb­
liche „Naturrecht“ hat nichts zu tun mit den Rechts­
anschauungen der Epoche der Aufklärung und des 
revolutionären Kampfes der aufstrebenden Bourgeoisie 
gegen die Willkür des Feudalstaates. Es ist nichts 
anderes als ein Ausdruck der Anschauungen und ihnen 
zu Grunde liegenden ökonomischen Verhältnisse und 
Interessen der in Westdeutschland herrschenden mono­
polistischen Bourgeoisie20).

18) DÖV 1953, Heft 10, S. 30G.
2°) vgl. hierzu Tumanow, „Was verbirgt sich hinter der 

.Wiedergeburt’ dfes Naturrechts in der gegenwärtigen bürger­
lichen Jurisprudenz?“ in RID 1954, Nr. 21, Sp. 581 ff., desgl. 
in NJ 1954 S. 685 ff.; siehe auch Klenner, „Gesetz und Richter“ 
in Staat und Recht 1954, Heft 6, S. 800 ff.

Die Naturrechtsideologie kommt z. B. deutlich zum 
Ausdruck in dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
30. Oktober 1951, in dem es heißt:

„Von einer Einengung der richterlichen Befugnisse 
gegenüber dem gesetzten Recht durch das Grund­
gesetz kann keine Rede sein.“18 2!)

An anderer Stelle nimmt der Bundesgerichtshof für 
sich die „Fortbildung des Rechts“ in Anspruch, eine 
Aufgabe, bei der er sich „nicht an den eindeutigen 
Wortlaut des Gesetzes gebunden“ fühlt22)

Eine so radikale Lösung des Richters vom Gesetz 
wird sich zwangsläufig für die unterdrückten, aus- 
gebeuteten Klassen als verhängnisvoll erweisen. In 
Ausnahmefällen könnte sie sich allerdings auch einmal 
gegen die Interessen der herrschenden Klasse wenden, 
nämlich dann, wenn ein Richter aus sozialen, ethischen 
u. ä. Gewissensvbrstellungen einmal die Gültigkeit 
einer Norm verneinen sollte, die Ausdruck und nicht 
Fessel der Interessen der herrschenden Klasse ist. Sol­
chen Erscheinungen wird deshalb von Anfang an kon­
sequent ein Riegel vorgeschoben durch die Konstruktion, 
„Naturrechtswidrigkeit“ und „Ungerechtigkeit“ eines 
Gesetzes seien immer mit seiner „Verfassungswidrig­
keit“ identisch23). Die Verfassungswidrigkeit eines Ge­
setzes darf der einfache Richter aber nur dann unein­
geschränkt prüfen, wenn er dessen Gültigkeit bejahen 
will, während anderenfalls das Verfahren auszusetzen 
und zur Entscheidung der betr. Frage dem Bundesver­
fassungsgericht bzw. dem Landesverfassungsgericht vor­
zulegen ist24 §). Mittels des ihm hörigen Bundesverfas­
sungsgerichts hat sich das Adenauerregime somit die 
Möglichkeit geschaffen, jeweils das Gesetz zu korrigie­
ren und zu bestimmen, was rechtens sein soll und was 
nicht. [wird fortgesetzt)
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21) JZ 1952 s. 110 ff.
22) Vgl. NJW 1951 S. 682/683.

23) So Eberhard Schmidt, „Gesetz und Richter“, Karlsruhe 
1952, S. 19; vgl. auch Klenner in Staat und Recht 1954, Heft 6, 
S. 805.

24) Art. 100 des Bonner Grundgesetzes.

Aus  der  Prax i s  — für  d i e  Prax i s

Zur Ausgestaltung der Weisungen im 
Jugendstrafverfahren

In seinem Übersendungsschreiben zum nachste­
henden Beitrag bemängelt der Verfasser, daß in 
der „Neuen Justiz“ zu wenig Beiträge über das 
Jugendstrafverfahren erscheinen. Die Redaktion 
bedauert das selbst und hofft, daß dieser anregen­
den Veröffentlichung weitere Zuschriften folgen 
werden. Die Redaktion

Die Praxis zeigt, daß im Jugendstrafverfahren hin­
sichtlich der Anwendung von Erziehungsmaßnahmen 
nach §§ 10 bis 16 JGG, insbesondere hinsichtlich der 
Weisungen gemäß § 11 JGG, noch erhebliche Unklar­
heiten bestehen.

§ 11 Abs. 1 JGG besagt: „Als Weisungen kommen 
i n s b e s o n d e r e  in Betracht ...“, und Abs. 2 lautet: 
„Als besondere Pflichten können vor a l l e m  . . .  auf­
erlegt werden“. Das bedeutet, daß die im § 11 Abs. 2 
JGG aufgezählten Weisungen keineswegs erschöpfend 
sind. So hat es sich in der Praxis der Jugendstraf­
kammer Dresden beispielsweise als eine gute Erzie­
hungsmaßnahme herausgestellt, wenn man in gewissen

Fällen den jugendlichen Straffälligen die Auflage er­
teilt, bestimmte schöngeistige Bücher zu lesen, wie: 
„Der wahre Mensch“ von Boris Polewoi, „Wie der Stahl 
gehärtet wurde“ von Ostrowskij, „Die junge Garde“ von 
Fadejew und andere. Dazu ist natürlich erforderlich, daß 
man — wenn es nicht schon aus dem Bericht des Refe­
rats Jugendhilfe/Heimerziehung hervorgeht — dem 
Jugendlichen in der Hauptverhandlung die Frage 
stellt: „Womit beschäftigst du dich vornehmlich in 
deiner Freizeit und was liest du?“

Diese Fragestellung ist meiner Ansicht nach unbe­
dingt erforderlich, da es eine allgemein bekannte Tat­
sache ist, daß neben dem schlechten Vorbild und 
Beispiel erwachsener oder auch jugendlicher „Freunde“ 
eine Ursache für die Straffälligkeit Jugendlicher häufig 
darin besteht, daß die Jugendlichen Kriminalschmöker 
oder Abenteuerliteratur westlicher Prägung, also 
Schundliteratur, lesen. Dem kann man gut begegnen, in­
dem man die Jugendlichen durch Weisungen gemäß 
§ 11 JGG dem guten Jugendbuch zuführt.

Man darf und soll nicht die entscheidende erziehe­
rische Wirkung unterschätzen, die das Lesen von guten 
Büchern auf Jugendliche ausübt. Von der Auflage, ein 
bestimmtes gutes Jugendbuch zu lesen, bis zum frei-
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